
Deutschland

erlaubt eingereiste Personen nicht mehr
erkennungsdienstlich behandelt“. Dafür
soll es eine mündliche Anweisung der
 Bundespolizeidirektion München geben,
obwohl das Asylverfahrensgesetz in die -
ser Frage offenbar kaum Spielraum lässt.
Dort heißt es: „Die Grenzbehörde hat den
Ausländer erkennungsdienstlich zu behan-
deln.“ Und dazu gehört standardmäßig:
der Fingerabdruck.

Etwas anderes, als sich durchzumogeln,
bleibt der Bundespolizei offenbar nicht
mehr. Am Mittwoch zählte sie 1040 uner-
laubte Einreisen in Deutschland; der erste
Tag mit einer vierstelligen Zahl in der Ge-
schichte der Bundespolizei. 

Wie es im Schreiben der Gewerkschaft
an de Maizière heißt, dauert es aber schon
30 bis 50 Minuten, nur eine Person vor-
schriftsmäßig mit Foto und Fingerab -
drücken zu erfassen. Viel zu lange, um alle

Neuzugänge einzulesen, bevor sie entlas-
sen werden müssen – laut Gesetz nämlich
spätestens nach zwei Tagen. Dass die er-
kennungsdienstliche Behandlung meist
mehr als eine halbe Stunde dauert, liegt
den Gewerkschaftern zufolge auch an den
lahmen Datenleitungen. Das Problem sei
lange bekannt, aber nicht angegangen wor-
den. Das Revier Passau macht heute meist
nur noch einen Computerabgleich: ob ein
Flüchtling schon in der Fingerabdruckdatei
des Bundeskriminalamts ge listet ist.

Die Bundespolizei tröstet sich damit,
dass später im Asylverfahren das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge noch
Fingerabdrücke nimmt. So landen sie doch
noch in Eurodac, der zentralen Datenbank
mit allen registrierten Flüchtlingen in
Europa.

Doch bis das Bundesamt die Fingerab-
drücke nimmt, ist es ein langer Weg. Denn
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Herrschaftszeiten, diese Italiener!
Wenn es ein Land gab, auf das
deutsche Politiker in der Asylde-

batte wütend mit dem Finger zeigten, dann
Italien. Wie die Italiener mit ihren Flücht-
lingen umgingen, erschien den Deutschen
ziemlich lässig, genauer gesagt: unzulässig.
Die Finger zeigten auf italienische Grenzer,
die all die Boatpeople quer durch Italien
nach Norden ziehen lie-
ßen, ohne dass einer ab-
speichern wollte, wer 
da kam und ging. Keine
Fotos, keine Fingerab-
drücke.

Warum, war klar –
und brachte die Nord -
europäer erst recht in
Rage. Wenn die Frem-
den keine Spuren hin-
terließen, konnten Deut-
sche oder Skandinavier
sie später nicht nach Ita-
lien zurückschicken. In
das erste Land Europas,
das sie betreten hatten
und in dem sie nach EU-
Recht eigentlich hätten
bleiben müssen.

Das erboste Kanzle-
rin Angela Merkel, er-
zürnte Bundesinnenmi-
nister Thomas de Mai-
zière, empörte den baye -
rischen Ministerpräsidenten Horst Seeho-
fer, erregte Hessens Regierungschef Volker
Bouffier. Wie konnten die Italiener nur?
Eine Frage, die sie sich nun besser verknei-
fen sollten.

Seit ein paar Wochen herrschen, unbe-
merkt von der Öffentlichkeit, auch in
Deutschland annähernd italienische Ver-
hältnisse. Die Bundespolizei schafft es
nicht mehr, von allen Flüchtlingen, die an
der Grenze aufgegriffen werden, die Fin-
gerabdrücke zu speichern.

Das gilt vor allem für das völlig überlas-
tete Bundespolizeirevier Passau. Auf Tau-
sende schätzt die Gewerkschaft der Polizei
(GdP) mittlerweile die Zahl der Flüchtlinge,
die von den Beamten ohne die vorgesehe-
ne Registrierung wieder entlassen werden,
mit der Anweisung, sich in der nächsten
Aufnahmeeinrichtung zu melden. Ob sie
das tun, bleibt ihnen überlassen. Genauso

gut können sie in Deutschland untertau-
chen oder sich unerkannt in andere EU-
Länder durchschlagen. Nach Skandinavien
zum Beispiel.

Damit erreicht der Zerfall der euro -
päischen Flüchtlingspolitik den Kern des
Kontinents. Seit Jahren kapitulieren Län-
der am Rand der EU wie Griechenland
und Italien, sie lassen Asylbewerber ein-
fach weiterreisen. Nun begünstigt auch
Deutschland mit dieser Praxis den Bruch
der Dublin-Verordnung, die das Durchwan-
dern verhindern soll.

Warum sich die Bundespolizei nicht
mehr anders zu helfen weiß, zeigen bei-
spielhaft die Zahlen für die Inspektion
Freyung, zu der das Revier am Passauer
Bahnhof gehört. 2009 griffen die Beamten
511 Ausländer bei der unerlaubten Einreise
auf, 2014 waren es 4876, nun schon 14560 –
allein im ersten Halbjahr. Vor allem Passau

liegt auf der Hauptstrecke der Schleuser,
der Balkanroute über die Türkei, Griechen-
land, Serbien, Ungarn und Österreich.

Was die Lage verschärft: Seit dem 1. Juli
hat Bayern 100 zusätzliche Landespolizis-
ten zur Schleierfahndung an die österrei-
chische und die tschechische Grenze ge-
schickt. Die sollen nicht in erster Linie
Flüchtlinge aufgreifen, aber immer wieder
stoßen die Landesbeamten auf Flüchtlings-
gruppen, die sie der Bundespolizei über-
geben. Mittlerweile gibt es in Passau Tage,
an denen die Bundespolizei einen Annah-
mestopp verhängt. Dann müssen sich die
Kollegen der Landespolizei erst mal selbst
kümmern.

Von unhaltbaren Zuständen ist in einem
Brief die Rede, den der GdP-Vize Jörg Ra-
dek vor wenigen Tagen an Innenminister
de Maizière schickte. Demnach werden in
Passau „täglich zwischen 250 und 300 un-

Gute Reise
Asyl Die Deutschen klagten
 ständig, dass Italien bei vielen
Flüchtlingen keine Fingerab -
drücke speichert. Jetzt machen sie
es in Tausenden Fällen genauso.

Unerlaubte
Einreise
Erfasste Fälle im
Gebiet der Bundes-
polizeiinspektion
Freyung in Bayern

826

2012

1430

2013

4876

2014

14560

1.Halb-
jahr

2015

Quelle:
Bundespolizei

Flüchtlinge am Bahnhof Rosenheim: Erster vierstelliger Tag in der Geschichte der Bundespolizei



nachdem die Bundespolizei einen aufge-
griffenen Flüchtling entlassen hat, eskor-
tiert sie ihn nicht zur Erstaufnahmeeinrich-
tung; er erhält meist nur eine Fahrkarte.
Ob er wirklich in die Unterkunft fährt: sei-
ne Entscheidung. Und falls ja, dauert es
oft noch Tage, bis die ebenfalls überlastete
Außenstelle des Bundesamts dazu kommt,
den Ausländer zu registrieren.

Der hat damit genug Zeit, es sich noch
mal anders zu überlegen – wenn er nicht
von vornherein gute Gründe hatte, in kei-
ner Datenbank und keinem Flüchtlings-
heim aufzutauchen. Kürzlich wollte der
Einsatzchef der EU-Grenzschutzagentur
Frontex in einem Interview nicht ausschlie-
ßen, dass IS-Kämpfer als Flüchtlinge ge-
tarnt nach Deutschland kommen. Die sind
eher nicht auf einen Platz im Heim ange-
wiesen, haben mutmaßlich Kontaktperso-
nen, die sie anlaufen können, um unterzu-
tauchen. Die Chance, ihre Identität an der
Grenze festzustellen, ist dann verloren.

Nicht nur im Revier Passau, auch in der
benachbarten Bundespolizei-Inspektion
Rosenheim kennt man die mündliche Or-
der, bei Überlastung keine Fingerabdrücke
mehr zu speichern. Noch sei das nicht vor-
gekommen, heißt es hier, aber das könne
sich bei steigenden Zahlen ändern. Schon
jetzt gilt aber auch in Rosenheim: Zu nor-
maler Polizeiarbeit kommen die Beamten
inzwischen kaum noch. Die Kollegen fühl-
ten sich nicht mehr wie Polizisten, sondern
wie eine „bloße Einwanderungsregistra-
tur“, heißt es im Schreiben der Gewerk-
schafter an den Minister.

Im Bundesinnenministerium aber will
man die katastrophalen Zustände oder gar
Gesetzesverstöße nicht bestätigen. Die
steigenden Flüchtlingszahlen seien zwar
eine „Herausforderung“, doch die Bun-
despolizei führe „erkennungsdienstliche
Maßnahmen nach den gesetzlichen Vor-
gaben durch“. Flüchtlinge von der Bun-
despolizei zur Erstaufnahmeeinrichtung
zu bringen, damit sie nicht untertauchen
können, sei im Übrigen „im Gesetz nicht
vorgesehen“. 

Bayerns Ministerpräsident Horst Seeho-
fer hat dagegen offenbar schon erkannt,
wie prekär die Lage ist – und wie nah an
italienischen Verhältnissen. Noch vergan-
genes Jahr gehörte er zu denen, die sich
über das Wegsehen und Durchwinken der
Italiener beklagten. Inzwischen gibt sich
Seehofer zahmer. Es gebe ein „hohes Maß
an Übereinstimmung mit Italien“, sagte er
im Mai bei einem Besuch in Rom, man sol-
le doch „die partnerschaftlichen Positionen
eher ausbauen, als aus der Ferne über -
einander zu urteilen“. Jetzt, wo das Ferne,
das Unvorstellbare schon so nah ist.

Jürgen Dahlkamp, Andreas Ulrich

Mail: juergen_dahlkamp@spiegel.de

andreas_ulrich@spiegel.de

Twitter: @andreasulrich1

Wer in Sachsen Polizist werden
will, dem wird ein bewegtes Ar-
beitsleben versprochen. „Mit die-

sem Beruf bist du nicht nur dabei, sondern
mittendrin im Leben“, so steht es auf der
Website Verdaechtig-gute-jobs.de. Der Job
biete „alles – nur keinen Alltag“.

In Leipzig würden die Beamten gern
 darauf verzichten. Autonome machen dort
seit Monaten Jagd auf Polizisten und schre-
cken auch vor Sturm auf Polizeiwachen
nicht zurück. „Bulle, dein Duldungsstatus
ist aufgehoben und deine Aufenthaltser-
laubnis erloschen“, heißt es in einem Be-
kennerschreiben. „Auch wenn du deine
Uniform ablegst, so bleibst du immer noch
das gleiche Schwein von Mensch.“

Die Polizei ist nicht das einzige Ziel der
linken Kampfgruppe aus Leipzig. Die Au-
tonomen bekriegen das gesamte sogenann-
te System: Staat, Banken, Versicherungen,
Gerichte, Immobilienfirmen, Parteien, Si-
cherheitsfirmen, Personalvermittler, NPD-
Leute und AfD-Anhänger. „Jeder Akt der
Zerstörung“, verkündet die Truppe, sei
ein „kleiner Funken der Hoffnung in einer
dunklen Nacht“.

Leipzig hat inzwischen ein ernstes Si-
cherheitsproblem. Der Verfassungsschutz
schätzt 180 Autonome „grundsätzlich als
gewaltbereit“ ein. Während Sachsen ge-
meinhin durch fremdenfeindliche Tenden-

zen auffällt, gab es in der größten Stadt
des Landes zwischen Januar und April 
187 linke Straftaten, 81 zählen als Gewalt-
delikte.

Als Startschuss der Leipziger Chaostage
gilt der 18. Dezember 2014. Da verfasste
ein Anonymus einen „Aufruf zur Gewalt“,
der sich über die Website Fassade -
einschlagen.noblogs.org rasch verbreitete.
Gewalt kann demnach alle Plagen der
Menschheit beseitigen: Hunger und Dür-
ren, den Krieg in Syrien und den IS, die
glitzernde Konsum- und Vollzeitarbeits-
welt. In dem Aufruf werden 50 Firmen,
Ämter und Personen samt Straße und
Hausnummer genannt. 

Die Polizei hält dieses Papier für einen
Masterplan, der Eintrag für Eintrag abge-
arbeitet werde. Noch in der Nacht des Auf-
rufs gab es einen Angriff auf die Wohnung
eines NPD-Manns. Es folgten Übergriffe
auf eine Versicherungsfiliale, den Wagen
einer Immobilienfirma und die Wohnung
eines AfD-Aktivisten. Am 25. Dezember
wurden in einer Filiale der Deutschen
Bank drei  Automaten zertrümmert und
Fenster und Türen zerschlagen.

Wie die Stoßtrupps ticken, glaubt der
sächsische Verfassungsschutz herausgefun-
den zu haben. Es werde ein enormer Re-
chercheaufwand betrieben, um die Ziele
auszukundschaften. Die Szene sei konspi-
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Gewalt nach Plan
Kriminalität Autonome Stoßtrupps ziehen nachts durch 

Leipzig: Sie greifen Polizeiposten, Gerichte oder 
Bankfilialen an. Die Behörden fürchten weitere Anschläge.


